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Der dbb rheinland-pfalz als
parteipolitisch unabhängige
Spitzenorganisation der Ge-
werkschaften des öffent-
lichen Dienstes und des pri-
vatisierten Dienstleistungs-
sektors gratuliert allgemein
allen demokratischen Ge-
winnern der Landtagswahl
und fühlt mit denjenigen,
die ihre Wahlziele nicht er-
reichten.

dbb-Reaktion

dbb-Landesvorsitzende 
Lilli Lenz: „Die Mehrheitsver-
hältnisse haben sich verscho-
ben und die politische Far-
benlehre im Landtag verän-
dert sich. Eine Koalition wird
unser Bundesland künftig 
regieren. Das macht die Lan-
despolitik spannender. Als
gewerkschaftliche Spitzen-
organisation werden wir
weiter wie gewohnt mitmi-
schen. Zunächst treten wir
für die Übernahme des Tarif-
ergebnisses des öffentlichen
Landesdienstes auf die Be-
amtenbesoldung und -ver-
sorgung ein, insbesondere
auch für das kommende Jahr,
denn der neue Landtag wird
sich bestimmt zügig mit dem
Haushaltsentwurf 2012 be-
fassen. Außerdem werden
wir uns natürlich weiterhin
für bessere Rahmenbedin-
gungen wie etwa eine opti-

>

mierte Nachwuchsgewinnung
im öffentlichen Dienst einset-
zen – eines von vielen Zu-
kunftsthemen, die wir alle ge-
meinsam angehen müssen.“

Lilli Lenz freute sich zudem
über die – relativ – gute Wahl-
beteiligung. Nach hitzigen
Wahlkampfwochen sei das ein
lobenswerter Beweis für das
Funktionieren der Demokratie.

Wahlergebnis

Laut amtlichem Endergebnis
erzielte die SPD 35,7 Prozent
der Stimmen (2006: 45,6 Pro-
zent, also minus 9,9 Prozent;
42 Sitze).

Die CDU erzielte 35,2 Prozent
(2006: 32,8 Prozent, also plus
2,4 Prozent; 41 Sitze).

>

Bündnis 90/Die Grünen er-
zielten 15,4 Prozent (2006:
4,6 Prozent, also plus 10,8
Prozent) und ziehen folglich
wieder in den Landtag ein
(18 Sitze).

Die FDP erzielte 4,2 Prozent
(2006: 8,0 Prozent, also 
minus 3,8 Prozent) und
überspringt somit die für
den Landtagseinzug nötige
5-Prozent-Marke nicht.

DIE LINKE. erzielte 3,0 Pro-
zent (2006: 2,6 Prozent, also
plus 0,4 Prozent), die sonsti-
gen Parteien erzielten zusam-
men wie 2006 6,4 Prozent –
jeweils ohne Relevanz für
die Zusammensetzung des
neuen Landtages.

Übertragungs-
forderung

Zusätzlich zur vor dem
Wahltermin an die vier gro-
ßen Parteien und an Minis-
terpräsident Kurt Beck ge-
richteten Aufforderung zur
zeit- und inhaltsgleichen
Übertragung des TV-L-Tarif-
ergebnisses hat die dbb-Lan-
deschefin Lilli Lenz auch
nach der Wahl die Gelegen-
heit genutzt und die desi-
gnierten Fraktionsvorsitzen-
den beziehungsweise die
Parteivorsitzenden wegen der
Übertragungsforderung der
Gewerkschaft eingeschaltet.

>

Zur Erinnerung:

Die Tarifvertragsparteien hat-
ten sich geeinigt auf:

� eine Einmalzahlung für die
Beschäftigten in Höhe von
360,– Euro (für die Monate
Januar bis März 2011) als so-
ziale Komponente,

� eine lineare Erhöhung von
1,5 Prozent zum 1. April 2011,

� eine lineare Erhöhung um
weitere 1,9 Prozent zum
1. Januar 2012 plus

� einen Sockelbetrag von 17,–
Euro zum gleichen Zeitpunkt.

Die Laufzeit beträgt zwei Jahre
(bis 31. Dezember 2012).

Reaktionen

Für die CDU antwortete der am-
tierende Fraktionsvorsitzende
Christian Baldauf Ende März
mit dem Versprechen, dass sei-
ne Partei als Verfechterin der
deckungsgleichen Übertra-
gung „sehr genau darauf ach-
ten“ werde, dass die zeit- und
inhaltsgleiche Übertragung
des Tarifergebnisses auf Beam-
tenbesoldung und -versorgung
vollzogen wird.

Die SPD-Landtagsfraktion hat-
te eine 1:1-Übertragung für
2011 in Aussicht gestellt und
ansonsten auf den neuen
Landtag als Haushaltssouve-
rän verwiesen (vgl. „durch-
blick“ 4/2011, S. 6). �

>

>

dbb-Landesvorsitzende 
Lilli Lenz Foto: db

>

Landtagswahl in Rheinland-Pfalz

dbb rheinland-pfalz: 
Landespolitik wird spannender
Tarifübertragung ist erstes dbb-Thema
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(gb) Mit einer Entschließung
lehnte die dbb arbeitnehmer-
vertretung rheinland-pfalz 
eine gesetzliche Regelung der
Tarifeinheit entschieden ab.
Aus ihrer Sicht wäre eine
Zwangstarifeinheit eine Ver-
letzung des Grundrechts auf
Koalitionsfreiheit und somit
verfassungswidrig.

Tarifeinheitsgesetz einzuset-
zen, was der Vorsitzende 
Gerhard Bold gerne zusagte.

Zuvor hatten die Versamm-
lungsteilnehmer Monika Bir-
lenbach (BSBD) zur stellvertre-
tenden Vorsitzenden gewählt.
Notwendig war die Wahl ge-
worden, weil der bisherige

Die dbb arbeitnehmervertre-
tung rheinland-pfalz fordert
die Landesleitung auf, sich
mit allen Mitteln gegen ein

Amtsinhaber aufgrund der Ver-
änderungen um die Verkehrs-
gewerkschaft GDBA aus dem
Amt ausgeschieden war.

Ein Rückblick auf die abge-
schlossene Einkommensrunde
ließ Zufriedenheit bei den Mit-
gliedern erkennen. Allerdings
wünschte man sich für kom-
mende Streikaktionen noch
mehr Unterstützung der Fach-
gewerkschaften.

An die Landesleitung gerichtet
erwünschte man sich eine in-
tensive Abwehrhaltung gegen-
über den angekündigten Ein-
sparungen im Personalbereich
durch die künftigen Koalitionä-
re in der rheinland-pfälzischen
Landesregierung.

Auf eine Umfrage der dbb tarif -
union zum Bedarf einer lan-
desspezifischen Tarifregelung
über Altersteilzeit reagierte die
Arbeitnehmervertretung mit
starkem Interesse. Wegen der
Vielfalt der Sichtweisen wurde
die Landesvorsitzende Lilli Lenz
gebeten, möglichst bald eine
Arbeitsgruppe zu dieser wich-
tigen Thematik einzusetzen.

Call-Center-
Mindestlohn

Auf Anregung des Vertreters
der Kommunikationsgewerk-
schaft DPV, Werner Lütkemeier,

>

befasste sich das Gremium
auch mit dem Thema Mindest-
lohn in Call-Centern. In der
Branche wird der Wettbewerb
zunehmend über Stundenlöh-
ne zwischen fünf und sechs
Euro ausgetragen. Das reicht
meist nicht zur Deckung des
Lebensunterhalts. Deshalb müs-
sen viele der über 500 000 Call-
Center-Mitarbeiter „Hartz IV“
beantragen. Die dbb arbeit-
nehmervertretung rheinland-
pfalz unterstützt die DPVKOM-
Forderung nach einem Min-
destlohn von 9,50 Euro; eine
Unterschriftenliste wurde an-
gefertigt. Man kann die Min-
destlohnforderung auch im
Internet unterstützen unter
www.dpvkom.de. �

Die dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz. Der Vorsitzende 
Gerhard Bold (vorn, 3.v. r.) eingerahmt von der frisch gewählten 
Stellvertreterin Monika Birlenbach (l., BSBD) und dem Stellvertreter 
Werner Ege (VDSTRA). Fotos: db

>

DPVKOM-Vertreter Werner Lüt-
kemeier (l.) und dbb-Landesvize
Gerhard Bold mit Plakat und
Unterschriftenliste zur Kam-
pagne „Mindeslohn für Call-
Center – jetzt!“

>

dbb arbeitnehmervertretung rheinland-pfalz

Gremium contra Tarifeinheit
Frühjahrssitzung am 14. April 2011 in Mainz

Phantasieloses Sparen nach
der Rasenmähermethode ist
laut dbb rheinland-pfalz keine
intelligente Lösung mit Zu-
kunftsperspektive und würde
zu einem Fehlstart der neuen
Landesregierung führen.

Aus den Koalitionsgesprä-
chen von SPD und Grünen
war vor Ostern zu hören, dass
man in Zukunft sparen muss. 

Die dbb-Landeschefin Lilli
Lenz dazu: „Hier sind im Sin-
ne einer guten Zukunftsvor-

sorge intelligente Lösungen
gefragt.

Der dbb rheinland-pfalz hat
bereits in der Vergangenheit
vielfältige und differenzierte
Vorschläge zum Thema ge-
macht. Wir sagen ganz klar:

Die Ankündigung aus den
Koalitionsgesprächen he -
raus, Einsparungen beim
Personal vorzunehmen, ist
ohne eine Aufgabenkritik
und ohne eine kritische
Prüfung des Landeshaus-
haltes nicht nachvollzieh-
bar.

So eine pauschale Aus-
sage zeugt nicht von Verant-
wortungsbewusstsein und
Fürsorge der Landesregie-
rung gegenüber ,ihrem‘ 
Personal.“ �

Koalitionsgespräche

dbb: Phantasieloses Sparen 
keine intelligente Lösung



Eine große Gemeinschaft bietet Schutz

Sie suchen eine optimale Vorsorge für den Krankheitsfall ? Kostengünstig, leistungsstark, individuell, zuverlässig ? 
Dann werden auch Sie Mitglied bei Deutschlands größtem privaten Krankenversicherer.
Mehr als 2,1 Millionen Vollversicherte profitieren bereits von den hervorragenden Leistungen der Debeka.
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Geschäftsstellen in Rheinland-Pfalz: 

Koblenz (02 61) 91 17- 0

Ludwigshafen (06 21) 5 99 03 - 0

Mainz (0 61 31) 2 70 76 - 0

Bad Kreuznach (06 71) 8 38 01 - 0

Neuwied (0 26 31) 87 09 - 0

Mayen (0 26 51) 96 68 - 0

Worms (0 61 31) 2 70 76 - 0

Kaiserslautern (06 31) 8 40 07 - 0

Neustadt (0 63 21) 9 27 43 - 0

Trier (06 51) 9 75 02 - 0

Hachenburg (0 26 62) 9 48 64 - 0

www.debeka.de

Platz 1
„langjährig hervorragende Leistungen“ 

Bestnote, „bilanzstärkste Gesellschaft“+

Bestnote, „servicestärkster  Versicherer“ 

Vergleich von Krankenversicherungen

Februar 2010

Krankenversicherungsverein a. G.

Größte Selbsthilfeeinrichtung des 

öffentlichen Dienstes  auf dem 

Gebiet der Krankenversicherung

durchblick <

Sachstand:

Nach einer Ressortabstim-
mung liegt seit Anfang April
der Entwurf eines Systems der
Fortbildungsqualifizierung für
den Bereich „Verwaltung“ im
Geschäftsbereich des Ministe-
riums des Innern und für 
Sport vor.

Auf der Basis des neuen Lan-
desbeamtengesetzes vom
20. Oktober 2010 und der neu-
en Laufbahnverordnung vom
19. November 2010 hat das
Ministerium zusammen mit
der Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung ein Modell
der modernen, konsekutiven
Fortbildungsqualifizierung
ausgearbeitet, das regelt, wel-
che Fortbildungsmaßnahmen
Karrierewillige als Vorausset-
zung für das Erreichen des
nächsthöheren Statusamts er-
füllen müssen, sofern sie von
ihrer Ausbildung her nicht
schon dafür geeignet sind.

> Das Modell wurde von den an-
deren Ressorts aus Sicht der
dortigen Bereiche „Verwal-
tung“ geprüft und mit Ände-
rungen – auch auf Anregung
des beteiligten Landesperso-
nalausschusses – angenom-
men.

Es schließt nun die Beteiligung
der Personalvertretungen, der
Gleichstellungsbeauftragten
und der Schwerbehinderten-
vertretungen im beabsichtig-
ten Geltungsbereich des Sys-
tems an, bevor dann im Herbst
der nötige Zertifizierungsan-
trag beim Landespersonalaus-
schuss gestellt werden soll. Bis
zu diesem Zeitpunkt sollen die
kommunalen Spitzenverbände
und die anderen Ressorts nach
Möglichkeit am Pilotsystem
ausgerichtete, abgestimmte
eigene Systementwürfe vorle-
gen, damit Mitte 2012 breit in
die Fortbildungsqualifizierung
eingestiegen werden kann.

Zum Inhalt des Pilot-
systementwurfs:

Die schriftliche Fixierung des
Systems gliedert sich in einen
Teil A, in dem allgemeine Rege-
lungen enthalten sind, und in
einen Teil B, der die Qualifizie-
rungsmaßnahmen für die Sta-
tusämter A 7 bis A 16 regelt.

Der allgemeine Teil A be-
stimmt den Geltungsbereich,
die Auswahl der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, die Inhal-
te, die Ausrichter und die
Durchführung der Qualifizie-
rungsmaßnahmen.

Es ist ausdrücklich festgelegt,
dass das System auf zu beno-
tende Prüfungen im klassi-
schen Sinn verzichtet.

In Teil B des Entwurfs finden
sich in tabellarischer Form die
Fortkommensstufen. 

Die ersten Ämter einer Ein-
stiegsamtsebene sind regel-
mäßig mit höheren Qualifizie-

>

rungsanforderungen versehen
als die „Zwischenämter“. Das
führt dazu, dass das Anforde-
rungsprofil im Hinblick auf die
Erfolgsnachweise in den
„Sprungämtern“ ebenfalls hö-
her ist. Hier finden sich neben
den sonst vorgesehenen Er-
folgsnachweisen zu den einzel-
nen Modulen auch Hospitatio-
nen, die mit praktischen Arbei-
ten abzuschließen sind, für die
dann stellungnehmende Be-
scheinigungen als Erfolgsnach-
weise ausgestellt werden. Im
Übrigen werden entweder
Leistungsbescheinigungen
oder Teilnahmebescheinigun-
gen (letztere insbesondere im
fachrichtungsspezifischen Be-
reich) erteilt.

So kommt es zu folgenden
Qualifizierungszeiträumen:

Je Statusamt sollen die Qualifi-
zierungsmaßnahmen dauern:

A 7: 5 Wochen u. 3 Tage,

A 8: 1 Woche u. 3 Tage,

A 9: 1 Woche u. 3 Tage,

A 10: 13 Wochen,

A 11: 1 Woche u. 3 Tage,

A 12: 2 Wochen u. 2 Tage,

A 13: 2 Wochen u. 2 Tage,

A 14: 17 Wochen,

A 15: 4 Wochen u. 2 Tage,

A 16: 6 Wochen u. 2 Tage.

Dienstrechtsreform

Es geht weiter mit der 
Fortbildungsqualifizierung ...
Entwurf eines „Pilotsystems“ ist da
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Grundlegend wird für jedes
Statusamt unterschieden zwi-
schen überfachlichen Qualifi-
zierungsmaßnahmen (Sockel-
qualifizierung) und fachrich-
tungsspezifischen Qualifizie-
rungsmaßnahmen.

Die überfachliche Sockelqualifi-
zierung, die für alle Bewerberin-
nen und Bewerber je Statusamt
beziehungsweise Einstiegs-
amtsebene gleich ausfällt, er-
folgt bei der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung/Fachbe-
reich Verwaltung. Bei den Sta-
tusämtern A 14, A 15 und A 16
werden die bereits bestehen-
den, modularen Führungskräf-
tefortbildungen des Ministeri-
ums des Innern und für Sport
verbindlich als Qualifizierungs-
maßnahmen integriert.

Kein Modul der Sockelquali-
fizierung soll länger als zwei
Wochen dauern. Grund da-
für ist die Verringerung der
Abwesenheitszeiten in der
Dienststelle neben der bes-
seren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Das Minis-
terium wird auch ein Auge
darauf halten, inwieweit al-
ternative Veranstaltungsor-
te und E-Learning hier noch
weitere Vorteile bringen
können.

Eine Anrechnung von be-
reits absolvierten Fortbil-
dungen auf die Sockelquali-
fizierung ist ausgeschlos-
sen. Dies wird damit be-
gründet, dass die Gleich-
wertigkeit anderer Fortbil-
dungsmaßnahmen mit der

passgenau auf die Zielgrup-
pe konzipierten Sockelquali-
fizierung problematisch ist.

Eine Anrechnung bei fach-
richtungsspezifischen Quali-
fizierungen ist möglich.

Eine Bündelung von Qualifi-
zierungen, also das vom dbb
rheinland-pfalz alternativ
geforderte „Korbmodell“ (ei-
ne Fortbildungsrunde gibt
die Berechtigung für alle
Ämter der nächsten Ein-
stiegsamtsebene), wird
grundsätzlich ausgeschlos-
sen, aber wenigstens in Aus-
nahmefällen zugelassen be-
ziehungsweise in das Ermes-
sen der Ressorts gestellt, bei-
spielsweise bei den techni-
schen Berufen. Die FHöV

wird dies bei der Angebots-
planung berücksichtigen.

Für den Bereich „Verwaltung“
im ISM wird das Stufenmodell
vorgezogen.

Insoweit konnte das „Korbmo-
dell“ nicht zur konzeptionellen
Alternative für das grundsätz -
liche „Stufenmodell“ werden.
Durch stetiges Nachfassen des
dbb rheinland-pfalz ist ein völ-
liges Entfallen des Korbmodells
allerdings unterblieben.

Die gewerkschaftlichen Fortbil-
dungseinrichtungen sind aus-
drücklich als potenzielle Schu-
lungsträger im Bereich der
fachrichtungsspezifischen
Qualifizierung genannt. �

Über den weiteren Fortgang
werden wir berichten.

Reisen

Büsum/Nordsee. Gemütliche Ferien-
wohnungen für 2–5 Pers.
www.buesum-neptun.de,Tel.04834/
3394. Rabatte und Winterangebote.

DEUTSCHLAND

Fünf ***** FeWos auf Bauernof 
im Berchtesgadener Land in ru-
higer, sonniger Lage. Salzburg 12 
km. Brötchenservice. Tel. (08656)
837, www.obermoarhof.de

Die kürzliche TV-L-Einigung
beinhaltet auch eine Öff-
nungsklausel, die den Tarif-
vertragsparteien auf Länder-
ebene Verhandlungen zur
Altersteilzeitarbeit ermög-
licht. Im Gegensatz zur Tarif-
lage in Bund und Kommu-
nen gibt es im Länderbereich
nämlich derzeit keine An-
schlussregelung zum bereits
seit 2009 ausgelaufenen Ta-
rifvertrag zur Regelung der
Altersteilzeitarbeit.

Die dbb tarifunion beabsich-
tigt, in enger Abstimmung mit
den dbb-Landesbünden Tarif-
verhandlungen über landes-
spezifische Altersteilzeitrege-
lungen zu führen, sofern dafür
im Landesdienst Bedarf besteht.

Die dbb tarifunion ermittelt
deshalb mit den Landesbün-
den die Nachfrage nach Alters-
teilzeitarbeit sowie eventuelle
Restrukturierungs- und Perso-
nalabbautendenzen in den
Landesverwaltungen.

Dabei bleibt der TVöD für Bund
und Kommunen im Blick, der
seit letztem Jahr eine auf dem
Altersteilzeitgesetz beruhende
Neuregelung der Altersteilzeit
vorsieht. Liegt Restrukturie-
rung oder Personalabbau vor,
haben Beschäftigte hier ab 60
einen Anspruch auf Altersteil-
zeit, wenn von den Beschäftig-

ten eines Ressorts/einer Ver-
waltung weniger als 2,5 Pro-
zent bereits in Altersteilzeit
sind („Altfälle“ eingeschlos-
sen). Im Übrigen wird Alters-
teilzeit gemäß TVöD ab 60
durch die Dienstherren nur
eingeschränkt bei dienstli-
chem/betrieblichem Bedarf 
ermöglicht.

Eine eventuelle landesspezi-
fische Neuregelung muss
ebenso am Mindeststandard
des Altersteilzeitgesetzes
orientiert werden. Vorgabe
ist dort, dass Altersteilzeit-
arbeit freiwillig vereinbar 
ist für Beschäftigte ab dem
55. Lebensjahr. Beschäftigten
muss demnach kein Rechts-
anspruch auf Altersteilzeit
eingeräumt werden. Arbeit-
geber dürfen die Entschei-
dung über Altersteilzeitar-

beit nach billigem Ermessen
treffen; sie dürfen die Alters-
teilzeit ablehnen, wenn bereits
5 Prozent der Beschäftigten in
Altersteilzeit sind. Die Alters-
teilzeit kann als halbierte regel-
mäßige Wochenarbeitszeit im
Teilzeit- oder Blockmodell (An-
sparphase in Vollzeit, Freistel-
lungsphase) genommen wer-
den. Es erwächst ein Entgelt-
anspruch in Höhe von 60 Pro-
zent des bisherigen Entgelts
und der Arbeitgeber allein ent-
richtet zusätzliche Rentenver-
sicherungsbeiträge bis zu
80 Prozent des Teilzeitentgelts.

Die dbb arbeitnehmervertre-
tung rheinland-pfalz hat sich
in ihrer Sitzung am 14. April
2011 entschieden für eine lan-
destarifliche Fortschreibung
der Altersteilzeitarbeit ausge-
sprochen. �

TV-L / Tarifrecht

Tarifliche Ausgestaltung der Altersteil-
zeitarbeit in Rheinland-Pfalz?
dbb tarifunion wird zu Verhandlungen auffordern, wenn Bedarf geklärt ist
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Der Vorstand des bislang regen
dbb-Kreisverbandes Altenkir-
chen bittet um Mithilfe: Persön-
liche Gründe der Mitglieder
führen dazu, dass sich der Kreis-
vorstand nicht mehr so wie
bisher in die Gewerkschaftsar-
beit einbringen kann. Allen Be-
teiligten ist aber nach wie vor
an der Funktionsfähigkeit des
Kreisverbandes gelegen. Alles,
was es dazu braucht, sind ein
paar tatkräftige und an Multi-
plikatorenarbeit interessierte,
kontaktfreudige dbb-Einzel-

mitglieder, die bereit sind, 
etwa organisatorische Aufga-
ben zur Vorbereitung von Ver-
sammlungen zu übernehmen.

Gesucht werden deshalb auch
auf diesem Weg engagierte Ein-
zelmitglieder, die den amtie-
renden Kreisvorstand in Alten-
kirchen unterstützen wollen.

Der stellvertretende dbb-Lan-
desvorsitzende Torsten Bach
dazu im Namen der Landeslei-
tung: „Vielleicht gibt es in den
gebietlichen Untergliederun-

gen der Mitgliedsgewerkschaf-
ten ja bereits erfahrene Funk-
tionsträgerinnen und -träger,
die sich eine Mitwirkung vor-
stellen können.“

Die dbb-Landesleitung steht
auch in der laufenden Amtspe-
riode grundsätzlich zum Auf-
bau aus Bezirks- und Kreisver-
bänden. Ihr ist an einer leben-
digen Kreisverbandsarbeit sehr
gelegen. Schließlich stellt der
dbb rheinland-pfalz die Mittel
für die Arbeit der Bezirks- und
Kreisverbände zur Verfügung.

Interessenten für die Mitarbeit
können sich bei der Landesge-
schäftsstelle des dbb melden.

Zur Wahrung der gemeinsamen
Belange bilden die Unterglie-
derungen der Mitgliedsgewerk-
schaften des dbb rheinland-
pfalz Bezirks- und Kreisverbän-
de, die dem dbb-Landesbund
organisatorisch unterstellt sind.

Die gebietlichen Untergliede-
rungen des dbb rheinland-
pfalz sorgen für ständige Füh-
lungnahme und Gedankenaus-
tausch zwischen den Mit-
gliedsgewerkschaften, vertre-
ten den dbb rheinland-pfalz
bei Veranstalten von regiona-
ler Bedeutung, behandeln be-
rufspolitische Fragen im Rah-
men der dbb-Verbandspolitik
und fördern die Interessen der
im jeweiligen Bereich vertrete-
nen dbb-Einzelmitglieder. �

Kreisverbandsarbeit

Gesucht: Vorstandsmitglieder 
Altenkirchen
Ehrenämter an der Spitze des dbb Kaiserslautern zu besetzen

Der aktuelle Stand

Die Verwirrung ist komplett:
Zurzeit sind in Rheinland-
Pfalz gleich vier grundlegen-
de Rechtsquellen zu bemü-
hen, wenn man Antworten
auf beamtenrechtliche Fra-
gen sucht. 

Da wäre zunächst das Beam-
tenstatusgesetz des Bundes,
das seit dem 1. April 2009
große Teile des bisherigen
Landesbeamtengesetzes
(LBG) obsolet macht. Welche
das sind, ergibt sich aus den
Anwendungshinweisen des
Innenministeriums (vom 19.
März 2009) zum bisherigen
Landesbeamtengesetz, die in
der Liste gipfeln, welche Pa-
ragraphennummern des LBG
überhaupt noch anzuwen-
den sind. Und schließlich ist
da noch das neue LBG vom

> 20. Oktober 2010 (LBG [neu]),
das in wesentlichen laufbahn-
rechtlichen Teilen zwar erst
zum 1. Juli 2012 in Kraft tritt,
aus dessen jetzt schon wirk-
samen Teilen aber bereits 
eine neue allgemeine Lauf-
bahnverordnung entstanden
ist (auch hier gibt es derzeit
zwei Versionen, aber diese
Verästelungen bleiben im
vorliegenden Artikel ausge-
klammert) sowie eine neue
Beihilfenverordnung, mit 
deren Verkündung jederzeit
zu rechnen ist.

Alles klar?

Wahrscheinlich nicht, denn
nicht jeder ist ja ausgefuchs -
ter Gesetzestechniker.

Und die Gesetzestechnik ist
der Grund, warum es das
Durcheinander gibt:

>

� Weil die in den Startlö-
chern stehende Reform des
Laufbahnrechts eine ge-
wisse Vorlaufzeit braucht,
in der die Laufbahnverord-
nung angepasst und insbe-
sondere das Modell der
Fortbildungsqualifizierung
Fleisch an die Rippen be-
kommen muss, wurde im
neuen LBG geregelt, dass
eine neue allgemeine Lauf-
bahnverordnung mit ein-
gedampften Fachlaufbah-
nen und ohne Laufbahn-
gruppengrenzen verfasst
werden kann (Inkrafttreten
der §§ 17, 25, 26 LBG [neu]
am 5. November 2010).

� Weil der Landespersonal-
ausschuss die unterschied-
lichen Systeme der Fortbil-
dungsqualifizierung zertifi-
zieren soll (zum Pilot-Sys-

tem siehe Seite 3 in diesem
Heft), braucht er vorher eine
diesbezügliche Ermächti-
gung (§ 21 Abs. 3 Sätze 4 und
5, § 99 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und
Satz 2 iVm. Satz 1 Nr. 3 des
LBG [neu], in Kraft ebenfalls
seit dem 5. November 2010)
sowie eine Verfahrensord-
nung – am 20. April 2011 im
Ministerialblatt veröffent-
licht.

� Weil die Rechtsprechung im
Beihilfenrecht eine bessere
gesetzliche Grundlage im
rheinland-pfälzischen LBG
forderte, wurde eine neue Er-
mächtigungsgrundlage (§ 66
LBG [neu]) erarbeitet und
auch am 5. November 2010
in Kraft gesetzt. Darauf fu-
ßend konnte die Beihilfen-
verordnung neu gefasst wer-
den. Am gleichen Tag in Kraft
traten auch Regelungen zum
Beihilfenaktenrecht und zum
Erlass einer Zuständigkeits-
verordnung.

Das neue LBG enthält daneben
noch weitere – besoldungsre-
levante – Inkrafttretedaten:

Dienstrechtsreform

Neues LBG und jetzt?
Was gilt? Was kommt? – Von Malte Hestermann
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Rückwirkend zum 1. Juli
2010 traten die Anhebung
der Erschwerniszulage für
Spezialeinheiten der Polizei
und notwendige Folgeände-
rungen zur bundesrecht-
lichen Neuregelung des Aus-
landszuschlages in Kraft.

Rückwirkend zum 1. Dezem-
ber 2010 trat der neu einge-
führte § 6j des Landesbesol-
dungsgesetzes in Kraft, der
einen Zuschlag für begrenzt
Dienstfähige regelt, deren
bisherige Arbeitszeit um
mindestens ein Fünftel ver-
mindert ist. Sie erhalten
5 Prozent der entsprechen-
den Dienstbezüge in Vollzeit-
beschäftigung, mindestens
aber 200 Euro.

Zum 1. Juli 2011 treten Rege-
lungen zur besonderen Ru-
hestandsaltersgrenze im Po-
lizeidienst und zur damit zu-
sammenhängenden Alters-
teilzeitabwicklung in Kraft.

Auch für die Lehrerinnen und
Lehrer enthält das neue LBG
einen besoldungsrechtlichen
Teil. Er tritt wie der überwie-
gende Teil des restlichen Ge-
setzes am 1. Juli 2012 in
Kraft.

In der neuen Großlaufbahn
„Bildung und Wissenschaft“
gibt es dann ein funktionslo-
ses Beförderungsamt in den
bisherigen Lehrämtern des
gehobenen Dienstes:

FL/LfFP A 11
+ 145,08 Euro,

GHS-Lehrer A 12
+ 174,03 Euro,

RS-Lehrer A 13
+ 174,03 Euro,

FS-Lehrer A 13
+ 174,03 Euro,

jeweils in einem 
10-Prozent-Korridor.

In der Folge kommt es
wegen des besoldungsrecht-
lichen Abstandsgebots zur
Anhebung der Funktionsäm-
ter an den Grundschulen
und zur Anhebung der Äm-

ter der als pädagogische Ko-
ordinatoren eingesetzten
Konrektoren an 

� Realschulen plus,

� organisatorisch verbunde-
nen Grund- und Realschu-
len plus,

� Kooperativen Gesamtschu-
len und

� Integrierten Gesamtschu-
len um je etwa eine halbe
Besoldungsgruppe (in der
Regel 174,03 Euro). Um-
fasst ist auch der Schulauf-
sichtsdienst, nämlich das
Amt des Rektors als Leiter
eines Studienseminars für
das Lehramt an Grund-
und Hauptschulen.

Der weitere 
Reformweg

Es steht aber nicht nur eine
Laufbahnrechtsreform mit
leichtem Besoldungsein-
schlag auf der Agenda. Laut
der Eckpunkte der bisherigen
Landesregierung zur Dienst-
rechtsreform vom November
2009 geht es auch darum,
ein eigenes rheinland-pfälzi-
sches Besoldungsgesetz zu
stricken, das im Gegensatz
zu bisher ohne Bundesbesol-
dungsrecht auskommt.
Außerdem soll es ein rhein-
land-pfälzisches Versor-
gungsgesetz geben. Beide
Vollkodifikationen sollen
nach damaligem Plan Mitte
2014 in Kraft treten. 

Nun wird der neue rhein-
land-pfälzische Landtag 
voraussichtlich am 18. Mai
2011 zusammentreten. Bis
dahin werden sich die Koali-
tionspartner SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen auf 
eine gemeinsame Politik-
richtung verständigt haben.
Inwieweit die Dienstrechts-
reformplanung der bisheri-
gen Landesregierung –
immerhin über zwei Legisla-
turperioden angelegt – un-
angetastet bleibt, steht in
den Sternen.

>

Die bisherige SPD-Landesre-
gierung hat allerdings auch
und gerade im Vorfeld der
Landtagswahl wiederholt
und deutlich Aussagen ge-
macht, die der dbb rhein-
land-pfalz unabhängig vom
Koalitionsvertrag als einge-
schlagenen Pflöcke betrach-
tet:

Die Eckpunkte der Dienst-
rechtsreform sollen überdau-
ern. Ein guter Teil ist ja schon
in Gesetzesform gegossen.

Und da wäre etwa die allge-
meine Pensionsaltersgrenze.
Sie liegt in Rheinland-Pfalz
nach wie vor und im Gegen-
satz zu anderen Bundeslän-
dern bei der Vollendung des
65. Lebensjahres. Die bisheri-
ge Landesregierung hat ver-
sichert, dass das auch so
bleibt. Schließlich habe man
mit der freiwilligen zu-
schussbewehrten Verlänge-
rungsmöglichkeit um bis zu
drei Jahre (bis 68) eine gute
Methode zum Halten älteren
Personals ersonnen. Unter
den Nehmerländern im Län-
derfinanzausgleich werde
man auch nicht dadurch
zum Klassenprimus, dass
man die Altersgrenze herauf-
setzt.

Und da wäre weiterhin die
Übertragung des kürzlich er-
reichten TV-L-Ergebnisses
auf die Beamtenbesoldung
und -versorgung in Rhein-
land-Pfalz.

Laut Ministerpräsident Kurt
Beck und Finanzminister Dr.
Carsten Kühl wird der neue
Landtag ein Gesetz verab-
schieden, das die Übertra-
gung zeit- und inhaltsgleich
(„1 zu 1“) vorschreibt – zu-
mindest für 2011 (360 Euro
Einmalzahlung und 1,5 Pro-
zent Linearanpassung ab
April). Für 2012 fehlt es noch
an einer eindeutigen Aussa-
ge wegen der laufenden Re-
gierungsbildung (17 Euro So-
ckelbetrag und 1,9 Prozent
Linearanpassung ab Januar

2012 müssen kommen, sagt
der dbb rheinland-pfalz).

Ein Wackelkandidat ist die
beamtenrechtliche Alters-
teilzeit. Gerade erst gesetz-
lich evaluiert, hat sie wie er-
wartet zur Flexibilisierung
des Ruhestandeseintrittsver-
haltens der Beamtinnen und
Beamten im Landesdienst
beigetragen. Beide gesetz-
lich festgelegten Modelle,
nämlich sowohl die Alters-
teilzeit mit einer Laufzeit bis
zur gesetzlichen Altersgren-
ze (§ 80 e LBG) als auch das
Modell mit einer Laufzeit
über die gesetzliche Alters-
grenze hinaus (§ 80 f LBG)
werden dabei in nahezu glei-
chem Maße in Anspruch ge-
nommen.

Aussagen zur Fortführung
der Altersteilzeit gibt es
nicht (auch im LBG [neu] ist
dazu nichts enthalten). Dies
ist dem Umstand geschul-
det, dass eine politische Ent-
scheidung dazu noch nicht
vorliegt. In den vergangenen
Monaten hatte Ministerprä-
sident Kurt Beck auf Nach-
frage des dbb rheinland-
pfalz öfters auch schriftlich
verlautbaren lassen, dass als
Grundlage für eine solche
Entscheidung zunächst die
Evaluation abgewartet wer-
den solle. Diese liegt nun-
mehr vor (Landtagsdrucksa-
che 15/5513).

Wegen der bereits in Zusam -
menhang mit den Koali-
tionsgesprächen an die Öf-
fentlichkeit gekommenen,
globalen Sparaussagen ist
davon auszugehen, dass die
beamtenrechtliche Alters-
teilzeit ein Thema zwischen
den Gesprächsparteien ist.

Der dbb rheinland-pfalz for-
dert die Beibehaltung des
wichtigen und wirkungsvol-
len personalwirtschaftlichen
Instruments zu günstigeren
Bedingungen. �
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Mit dem Landesgesetz zur Än-
derung personalvertretungs-
rechtlicher Vorschriften vom
28. September 2010 (GVBl.
S. 292) fand in der letzten Legis-
laturperiode ein über einein-
halb Jahre währendes Verfah-
ren zur Novellierung des Lan-
despersonalvertretungsgeset-
zes (LPersVG) seinen Abschluss
(Vgl. „durchblick“ 10/2010, S. 3).

Nun sind die Änderungen in der
Praxis angekommen und es
mehren sich diesbezügliche
Nachfragen.

Deshalb hier noch mal
ein Überblick über die
wichtigsten Änderun-
gen (§§-Nummern 
ohne weitere Bezeich-
nung sind solche des
LPersVG):

Neue Mitbestimmungstatbe-
stände bei den Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern:

� Übertragung einer höher 
oder niedriger zu bewerten-
den Tätigkeit für eine Dauer
von mehr als zwei Monaten
(§ 78 Abs. 2 Nr. 3)

� Versehen einer Nebentätig-
keit mit Auflagen (§ 78 Abs. 2
Nr. 13)

� Erteilung auch von münd-
lichen Abmahnungen, soweit
die/der Beschäftigte die Mit-
bestimmung beantragt (§ 78
Abs. 2 Nr. 15)

� Durchführung der Berufsbil-
dung (Berufsausbildung, be-
rufliche Fortbildung und Um-
schulung; § 78 Abs. 3 Nr. 3)

Neue Mitbestimmungstatbe-
stände bei den Beamtinnen und
Beamten:

� Ablehnung eines Antrags auf
Ermäßigung der regelmäßigen
Arbeitszeit (§ 79 Abs. 2 Nr. 8)

>

� Aufstellung von Grundsätzen
über die Durchführung von
Stellenausschreibungen (§ 79
Abs. 3 Nr. 5)

Die Mitbestimmung bei orga-
nisatorischen und wirtschaft-
lichen Angelegenheiten ist er-
weitert und gilt auch bei:

� Anordnung von vorhersehba-
rer Mehrarbeit oder vorher-
sehbaren Überstunden (§ 80
Abs. 2 Nr. 6)

� Bestellung/Abberufung von
Mitgliedern der Beschwerde-
stelle nach dem Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz
(AGG; § 80 Abs. 2 Nr. 9)

Ebenfalls erweitert ist das In-
itiativrecht der Personalvertre-
tung auf Angelegenheiten des
organisatorischen und wirt-
schaftlichen Bereichs (§ 74
Abs. 3 Satz 4), nämlich bezüg-
lich

� der Einführung neuer Ar-
beitsmethoden, 

� der Änderung technischer
Einrichtungen und Verfahren
der Datenverarbeitung, 

� des Arbeitszeitsystems und
des Dienstes in Bereitschaft
und auf Abruf,

� der Verlängerung/Verkür-
zung der täglichen Arbeits-
zeit und

� der Maßnahmen des Arbeits-
und Gesundheitsschutzes.

Personalräten der im Wettbe-
werb mit Privatunternehmen
stehenden juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts
(Beispiel: Sparkassen) wird in
mitbestimmungslosen organi-
satorischen und wirtschaft-
lichen Angelegenheiten die
Mitwirkung eingeräumt. Bei
Einwendungen des Personal-

rats entscheidet in der Folge
etwa bei Sparkassen der Ver-
waltungsrat (§ 92 Abs. 2).

Die bisherige Altersgrenze für
das aktive und passive Wahl-
recht zur Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung wurde
gestrichen, um auch älteren in
der Berufsausbildung befind-
lichen Beschäftigten eine Re-
präsentation zu sichern (§ 58).

Die regelmäßige Amtszeit der
Jugend- und Auszubildenden-
vertretungen wurde von drei
auf zwei Jahre verkürzt und so-
mit mit der Ausbildungszeit
synchronisiert (§ 61 Abs. 4).

Zusätzliche allgemeine Aufga-
be der Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung ist nun ex-
plizit auch die Überwachung
der Übernahme der Auszubil-
denden in ein Beschäftigungs-
verhältnis (§ 62 Abs. 1 Nr. 1).

Für Rechtsstreitigkeiten im Be-
reich des LPersVG gilt (wieder)
das Beschlussverfahren aus
dem Arbeitsgerichtsgesetz; an
der Zuständigkeit der Verwal-
tungsgerichte hat sich aber
nichts geändert (§ 121).

Personalräte können ihre Mit-
teilungen auch in einem bei
der Dienststelle bereits vor-
handenen Intranet veröffent-
lichen lassen (§ 43 Abs. 3).

Die Staffel der Personalratsfrei-
stellungen in Abhängigkeit des
Personalbestands einer Dienst-
stelle wurde am oberen Rand
für große Verwaltungseinhei-
ten verbessert: Bei mehr als
1 000 Beschäftigten sind min-
destens drei Personalratsmit-
glieder freizustellen, je ange-
fangene weitere 1 000 Be-
schäftigte ein weiteres Mit-
glied (§ 40 Abs. 2)

Die Aufwandsentschädigung
für freigestellte Personalrats-
mitglieder wurde erhöht auf
monatlich 30 Euro für ganz frei-
gestellte beziehungsweise auf
15 Euro für maximal zur Hälfte
teilfreigestellte Personalrats-
mitglieder (§ 60 WOLPersVG).

Im Schulbereich wurde der Takt
für die Besprechungen zwi-
schen den Stufenvertretungen
und der Dienststellenleitung
auf mindestens einmal im
Halbjahr verkürzt (§ 97 Abs. 4).

Durch Übernahme der Benach-
teiligungsverbote des AGG 
in die Grundsätze für die Be-
handlung von Dienststellenan-
gehörigen wurden die Über-
wachungsaufgaben der Perso-
nalvertretung erweitert (§ 68
Abs. 1)

Erweitert wurden auch die all-
gemeinen Aufgaben der Perso-
nalvertretung, indem anstatt
nur die Förderung von Kinder-
betreuung nun insgesamt die
Förderung familienfreundlicher
Arbeitsbedingungen zu den Auf-
gaben gehört (Stichwort: Pfle-
ge von Angehörigen, § 69). �

LPersVG – kurz und bündig

Was ist neu?
Zusammenstellung der Änderungen
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Beihilfe für Bundesbe-
amte durch Arzneimittel-
festbeträge wirksam 
beschränkt 

Der Anspruch eines Bundesbe-
amten auf Beihilfe im Krank-
heitsfall wird durch die vom
Bundesministerium des Innern
bestimmten Festbeträge für
Arzneimittel wirksam be-
grenzt. Das hat das Oberver-
waltungsgericht Rheinland-
Pfalz durch Urteil vom 15. April
2011 (Az.: 10 A 11331/10.OVG)
entschieden.

Der klagende Bundesbeamte
beantragte Beihilfe zu Arznei-
mittelkosten von 135 Euro,
welche die Beihilfebehörde je-
doch nur in Höhe eines zuvor
durch Verwaltungsvorschrift
bestimmten Festbetrags von
90 Euro als beihilfefähig aner-
kannte. Dementsprechend
blieb auch die letztlich ge-
währte Beihilfe hinter dem An-
trag des Klägers zurück. Dieser
erhob Klage auf Gewährung
ungekürzter Beihilfe, der das
Verwaltungsgericht Koblenz
stattgab. Auf die Berufung des
Bundes hat das Oberverwal-
tungsgericht dieses Urteil jetzt
aufgehoben und die Klage ab-
gewiesen.

Entgegen der Auffassung des
Verwaltungsgerichts beruhe
der angewandte Arzneimittel-
festbetrag auf einer hinrei-
chenden gesetzlichen Grundla-
ge. Er führe daher zu einer
wirksamen Begrenzung des

Beihilfeanspruchs. Auch nach
der neuen Bundesbeihilfever-
ordnung seien grundsätzlich
nur notwendige und wirt-
schaftlich angemessene Auf-
wendungen beihilfefähig. Bei
mehreren Medikamenten mit
gleicher Wirkung bedeute dies,
dass der Beihilfe die Kosten
des preisgünstigsten Medika-
ments zugrunde gelegt wer-
den dürften, auch wenn der
Beamte sich für ein teureres
Mittel entschieden habe. Zur
Verwirklichung dieses Grund-
satzes ermächtigten das
Bundesbeamtengesetz und die
Bundesbeihilfenverordnung
das Bundesinnenministerium
ausdrücklich, Arzneimittelfest-
beträge zu bestimmen und so
die Beihilfefähigkeit von Medi-
kamenten auf ein wirtschaftli-
ches Maß zu begrenzen. Zur
Vermeidung zusätzlichen Ver-
waltungsaufwands habe sich
das Ministerium dabei an den
für die Gesetzliche Krankenver-
sicherung geltenden Festbeträ-
gen zu orientieren. Damit hät-
ten Gesetz- und Verordnungs-
geber selbst alles Wesentliche
in Bezug auf die Festbetrags-
bestimmung geregelt. Ein nen-
nenswerter „gesetzesfreier“
Gestaltungsspielraum bleibe
dem Ministerium nicht. Gleich-
zeitig erlaubten die Bestim-
mungen der Bundesbeihilfen-
verordnung aber auch ein Ab-
weichen von den Festbeträgen
in Härtefällen, wie es aus
Gründen der Fürsorge geboten
sein könne.

Umsetzung der Büro-
leiterin einer Verbands-
gemeindeverwaltung 
auf niedriger bewerteten
Dienstposten ausnahms-
weise zulässig

Die Büroleiterin einer kleineren
Verbandsgemeindeverwaltung
darf ausnahmsweise auf den
im Haushaltsplan niedriger be-
werteten Dienstposten des Lei-
ters der Ordnungs- und Sozial-
abteilung umgesetzt werden.
Dies entschied das Oberver-
waltungsgericht Rheinland-
Pfalz (Urteil vom 18. Januar
2011, Az.: 2 A 11114/10.OVG).

Die Klägerin ist Oberamtsrätin
der Besoldungsgruppe A 13. Sie
nahm bei einer kleineren Ver-
bandsgemeindeverwaltung die
Stelle der Büroleitung wahr.
Diese Stelle ist im Haushalts-
plan als einziger Dienstposten
der Besoldungsgruppe A 13 zu-
gewiesen. Nach grundlegen-
den Unstimmigkeiten mit der
Bürgermeisterin wurde der Klä-
gerin die Leitung der Ordnungs-
und Sozialabteilung übertra-
gen. Diese Stelle ist nur mit der
Besoldungsgruppe A 12 be-
wertet. Das Verwaltungsge-
richt hat die Umsetzung auf-
gehoben. Die hiergegen von
der Verbandsgemeinde einge-
legte Berufung hatte Erfolg.

Die Klägerin habe keinen An-
spruch, wieder mit der Stelle
der Büroleitung betraut zu
werden. Zwar müsse sie nach
dem beamtenrechtlichen

Grundsatz der amtsangemes-
senen Beschäftigung auf ei-
nem Dienstposten eingesetzt
werden, der nach dem Stellen-
plan der Verbandsgemeinde
ihrer Besoldungsgruppe ent-
spreche. Dies sei bei der besol-
dungsmäßig niedriger bewer-
teten Leitung der Ordnungs-
und Sozialabteilung nicht der
Fall. Jedoch könne die Klägerin
im vorliegenden Fall aus-
nahmsweise auf einen laut
Stellenplan für sie nicht ange-
messenen Dienstposten umge-
setzt werden. Denn wegen der
geringen Größe der Verbands-
gemeindeverwaltung stehe ei-
ne weitere A 13 bewertete
Stelle nicht zur Verfügung.
Außerdem sei die Büroleiterin
die „rechte Hand“ der Bürger-
meisterin. Deshalb müsse in-
soweit ein besonderes Vertrau-
ensverhältnis bestehen, um ei-
ne ordnungsgemäße Gemein-
deverwaltung zu gewährleis-
ten. Eine solche vertrauensvol-
le Zusammenarbeit sei aber
wegen der auch auf das Ver-
halten der Klägerin zurückzu-
führenden Spannungen nicht
mehr möglich. Zudem wäre
aufgrund des Aufgabenzu-
schnitts auch eine Bewertung
der Leitung der Ordnungs- und
Sozialabteilung nach A 13
noch vertretbar. Deshalb wer-
de die Klägerin nur geringfügig
unterwertig beschäftigt. Dies
sei ihr im Hinblick auf die an-
dernfalls drohende Beeinträch-
tigung der Gemeindeverwal-
tung zumutbar. �
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